Verkehrssicherungspflichten
Funktionen:


→ wenn Rechtspflicht zum Handeln besteht, steht Unterlassen dem aktiven Tun gleich
→ Zurechnungskriterium bei mittelbarer Verursachung


I. Bestehen der Pflicht

1. rechtsgutbezogen


→ insbesondere kraft amtlicher/ beruflicher Sicherheitsverantwortung (z.B. bei Heilberufen)


2. gefahrenquellenbezogen


→ gefährliche Tätigkeit in der Öffentlichkeit


→ Eröffnung einer Gefahrenquelle


→ Haftung für Zustand von Sachen


3. Übertragung von Verkehrssicherungspflichten


→ durch RG möglich

→ aber Aufsichtspflicht bleibt auch bei Übertragendem bestehen; Verletzter hat zwei Anspruchsgegner


II. Persönlicher Schutz des Anspruchstellers


1. Grundsatz

→ nur diejenigen Personen werden geschützt, die befugtermaßen mit der Gefahrenquelle in Kontakt gelangen


2. Ausnahme


→ auch Unbefugte werden geschützt, wenn diese die Gefahrenquelle nicht erkennen können


(insbes. bei Kindern; Schulfall: ungesicherte Baustelle); Hinweisschild reicht gewöhnlich aus!

III. Verletzung der Pflicht

→ Unterlassen des erforderlichen und zumutbaren Verhaltens des Anspruchsgegners (=Verkehrssicherungspflichtiger)

→ Erforderlichkeit:
bestimmt sich nach Umfang der Gefahr und deren Erkennbarkeit für Dritte

→ Zumutbarkeit:
(-) bei unverhältnismäßigem Aufwand im Vergleich zu Grad/ Erkennbarkeit der Gefahr


Merke:





Entscheidend ist das Bestehen einer rechtserheblichen Pflicht (auch) gegenüber dem (tauglichen) Anspruchssteller, die in vorwerfbarem Maße verletzt wurde.


Vorsicht! zwar Parallelen zum Schutzgesetz i.S.d. §823 II, Verkehrssicherungspflichten sind aber gerade kein Schutzgesetz in diesem Sinne!








